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ANHANG 2

Umweltrechtliche Kontrollen auf Bundesbaustellen

Mustervereinbarung mit Erläuterungen 

1.
Grundsätzliches zur Mustervereinbarung

Der Standardprozess den umweltrechtlichen Kontrollen auf Bundesbaustellen (Anhang 1) sieht bei Projekten der Kategorien 3 (mittlere Umweltrelevanz) und 4 (hohe Umweltrelevanz) die Möglichkeit einer Delegation der Kontrollaufgaben an den Standortkanton vor. 
Die Delegation kann gemäss den massgebenden gesetzlichen Grundlagen (Art. 43 USG, Art. 48 GSchG, Art. 50a WaG) nur auf dem Vereinbarungsweg erfolgen. Sie ist nur sinnvoll, wenn der Kanton über die Kapazitäten und den Willen verfügt, die Kontrollen für den Bund zu übernehmen. Die zuständige Leitbehörde und der Kanton müssen sich deshalb über die Delegation und deren Bedingungen einig sein.
Die vorliegende Mustervereinbarung enthält Vorschläge zu allen Punkten, die in einer Delegationsvereinbarung zwischen Bundesbehörde und Kanton gemeinhin zu regeln sind. 
2.
Erläuterungen der einzelnen Bestimmungen

Im Folgenden werden die wichtigsten Bestimmungen der Mustervereinbarung näher erläutert.
Gegenstand der Vereinbarung (Ziff. 1)
Unter dieser Ziffer werden Gegenstand und Geltungsbereich der Vereinbarung geregelt. 
Wichtig ist die Definition der umweltrechtlichen Kontrolle unter Ziff. 1.3. Nebst den projektspezifischen Auflagen und Massnahmen ist jeweils auch die Einhaltung der allgemeinen umweltrechtlichen Anforderungen des Bundes zu prüfen. Das Umweltrecht des Bundes ist in einem weiten Sinn zu verstehen: In Anlehnung an Art. 3 UVPV sollten mindestens die folgenden Gesetzgebungen in die Kontrolle einbezogen werden: das Umweltschutzgesetz und die darauf gestützten Verordnungen sowie die Vorschriften, die den Natur- und Heimatschutz, den Gewässerschutz, die Walderhaltung, die Jagd und die Fischerei betreffen. Das kantonale Umweltrecht gilt in der Regel nicht für Bundesbaustellen. Allerdings kann es vorkommen, dass das kantonale Recht das Bundesrecht näher ausführt oder konkreter umsetzt. Die zuständige Bundesbehörde ist dann (meist auf Antrag der kantonalen Behörden) gehalten, in ihrem Genehmigungsentscheid das kantonale Recht so weit zu berücksichtigen, als es die Unternehmung bzw. die Bauherrschaft nicht unverhältnismässig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben einschränkt. In einem solchen Fall umfasst die umweltrechtliche Baustellenkontrolle auch das im Entscheid aufgeführte kantonale Recht. 
Unter Ziff. 1.4 werden mit der allgemeinen Beratungstätigkeit der Kantone nach Art. 10e Abs. 3 Satz 1 USG, den Stellungnahmen der Kantone im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens und den Aufgaben der Umweltbaubegleitung (UBB) Tätigkeiten genannt, die zwar für den Vollzug des Umweltrechts wichtig sind, jedoch nicht Teil der umweltrechtlichen Kontrolle im Sinn dieser Vereinbarung bilden. Diese Abgrenzungen sind wichtig, haben sie doch in der Vergangenheit immer wieder zu Diskussionen zwischen den Bundesbehörden und den Kantonen geführt. Betreffend UBB kann folgendes festgehalten werden: Die UBB ist eine von der Bauherrschaft beauftragte Umweltspezialistin, deren Aufgabe es ist, als Organ der Bauherrschaft alle beim Bau relevanten Umweltmassnahmen vorzubereiten, zu überwachen und abzunehmen; diese Beratungstätigkeit der UBB ist zu unterscheiden von der hoheitlichen Kontrollpflicht der Vollzugsbehörde. Zu den einfachen Auskünften per Telefon oder E-Mail, welche eine kantonale Umweltfachstelle gemäss Art. 10e Abs. 3 Satz 1 USG unentgeltlich zu erteilen hat, folgendes: Komplexere Stellungnahmen, Teilnahmen an Sitzungen, Begehungen etc., die sich direkt aus Projekten in Bundeszuständigkeit ergeben, kann die kantonale Umweltfachstelle in der Regel in Rechnung stellen. 
Grundlagen (Ziff. 2)
Die wichtigste Grundlage für die Delegationsvereinbarung ist das Kontrollprogramm. Dieses ist auf der Basis des Standardprozesses vom ... zu den umweltrechtlichen Kontrollen auf Bundesbaustellen zu erarbeiten. Das zwischen Bewilligungsbehörde und kantonaler Umweltfachstelle bereinigte Kontrollprogramm bildet als Anhang einen integrierenden Bestandteil der Vereinbarung.
Übertragung der umweltrechtlichen Baustellenkontrolle (Ziff. 3)
Mit der Übertragung der umweltrechtlichen Baustellenkontrolle unter Ziff. 3.1 überträgt die Leitbehörde dem Kanton bzw. den kantonalen Umweltfachstellen nicht nur einen Auftrag, sondern auch die damit zusammenhängenden Kompetenzen. Die rechtlichen Grundlagen für die Kompetenzübertragung finden sich in Art. 43 USG, Art. 49 Abs. 3 GSchG und Art. 50a WaG. Wie oben festgehalten, beinhaltet die Delegation auch die Kontrolle der übrigen Umweltrechtsgebiete. Das ASTRA verfolgt in seinen Delegationsvereinbarungen die Praxis, jeweils nur einen bestimmten Teil der Kontrollaufgaben zu delegieren (Mitwirkung bei den Baustellenkontrollen). Nicht Teil der Delegation in den Vereinbarungen des ASTRA ist namentlich die selbständige Durchführung der Baustellenkontrollen durch den Kanton (vgl. zu dieser Variante der Delegation die Formulierungsvorschläge in den Fussnoten). Demgegenüber hat das BAZL in seiner Delegationsvereinbarung mit dem Kanton Zürich dem Kanton die umweltrechtlichen Kontrollen auf sämtlichen Baustellen für Infrastrukturanlagen der Zivilluftfahrt im Kanton dauerhaft übertragen. 
Die Leitbehörde muss den Kanton selbstverständlich auch in die Lage versetzen, die Kontrollen durchzuführen bzw. zu überprüfen, was in den Bewilligungen für die Baustelle vorgeschrieben ist. Sie muss ihm also nach Ziff. 3.2 von sich aus alle Unterlagen zukommen lassen, die er für eine korrekte Durchführung der Baustellenkontrollen benötigt. 
Andererseits verliert die Leitbehörde mit der Übertragung der Kontrollen nicht alle eigenen Befugnisse bzw. die grundsätzliche Vollzugsverantwortung bleibt bei ihm: Sie kann selbst zusätzliche Stichprobenkontrollen durchführen und alle Vollzugshandlungen vornehmen (insbesondere Verfügungen erlassen und Strafanzeigen gegen Verantwortliche einreichen). Nur soll sie den Kanton darüber auch informieren (Ziff. 3.3). 
Aufgaben des Kantons (Ziff. 4) 
Basis der umweltrechtlichen Baustellenkontrolle bildet nach Ziff. 4.1 das jeweilige Kontrollprogramm, das einvernehmlich von Bewilligungsbehörde und Standortkanton erarbeitet wurde. Die behördlichen Kontrollaufgaben können im Grundsatz nebst den eigentlichen Baustellenkontrollen namentlich folgende Aufgaben umfassen: Prüfung von Kontrollkonzepten, Teilnahme an Sitzungen, Stichprobenkontrolle, reguläre Baustellenkontrolle, Entgegennahme des Reportings, Abnahme einzelner Ersatzmassnahmen und Umweltbauabnahme.
Der Kanton führt gemäss Ziff. 4.2 die im Kontrollprogramm vorgesehenen hoheitlichen umweltrechtlichen Baustellenkontrollen durch. Er darf nicht intensiver aber auch nicht weniger intensiv kontrollieren. Die Praxis des ASTRA besteht darin, die genauen Aufgaben des Kantons in Zusammenhang mit der umweltrechtlichen Baustellenkontrolle in einem speziellen Anhang festzulegen. Unter Umständen erübrigt sich dies in Zukunft, da sich die Kontrollaufgaben ohnehin aufgrund des Kontrollprogramms ergeben und die Aufgabenzuweisung der Einfachheit halber mit einer Ergänzung des Kontrollprogramms erfolgen kann.
Der Kanton ist gehalten, die Bundesbaustellen nicht strenger zu behandeln als andere Baustellen. Das schweizerische Rechtssystem mit vielen Ermessensbestimmungen und mit 26 vollziehenden Kantonen führt dazu, dass das an sich gleiche Bundesrecht in den Kantonen entsprechend lokalen Gebräuchen oder unterschiedlichen politischen Hintergründen nicht immer ganz gleich umgesetzt wird. Dies ist ohne Weiteres mit dem Bundesrecht vereinbar. Es darf aber nach Ziff. 4.3 auf keinen Fall sein, dass eine Baustelle nur deshalb strenger behandelt wird, weil sie vom Bund betrieben wird oder von ihm bewilligt worden ist. Umgekehrt darf sie auch nicht von einer lockereren Praxis profitieren, nur weil eine starke Bauherrschaft bzw. eine ferne Bewilligungsbehörde dahinter steht. Dies würde dem verfassungsmässigen Rechtsgleichheitsgebot widersprechen. 
Die Verantwortung für die Baustellenkontrolle liegt beim Kanton. Dieser muss dafür qualifiziertes Personal einsetzen, das über die speziellen Hintergründe der Bundesbaustelle informiert ist (Ziff. 4.4). Er darf einzelne Kontrollaufgaben nach Rücksprache mit der Leitbehörde an entsprechend qualifizierte Dritte weiterdelegieren, insbesondere wenn spezielles Fachwissen nötig ist oder wenn die erforderlichen Kontrollkapazitäten aus zeitlichen Gründen nicht vorhanden sind. Ausgeschlossen ist hingegen eine vollständige Subdelegation der umweltrechtlichen Kontrollen an eine Gemeinde oder ein privates Büro. Ohne Anpassung der Vereinbarung bleibt der darin festgelegte Kostenrahmen auch beim Beizug externer Spezialisten massgebend. 
In bestimmten Fällen (bspw. wenn der Kanton Einsprache gegen das betreffende Bundesprojekt eingereicht hat) kann sich für den Kanton ein gewisses Konfliktpotenzial zwischen seinen berechtigten kantonsspezifischen Interessen und dem von der Bundesbehörde delegierten bundesrechtlichen Kontrollauftrag ergeben. Aus diesem Grund wird in Ziff. 4.5 explizit festgehalten, dass der Kanton bei der Ausübung seiner vom Bund übertragenen hoheitlichen Aufgaben die nötige Unabhängigkeit sicherzustellen hat.
Organisation (Ziff. 5) 
Es ist sachgerecht, dass in der Vereinbarung die Ansprechpartner beider Vertragsparteien (Ziff. 5.1) und alle verantwortlichen Fachstellen auf Seiten des Kantons (Ziff. 5.2) aufgeführt werden. Zudem ist die koordinierende kantonale Fachinstanz zu bezeichnen (Ziff. 5.3).

Durchführung der Baustellenkontrollen (Ziff. 6) 
Die kantonalen Fachstellen haben die gleichen Möglichkeiten wie die Vertreter der zuständigen Leitbehörde, sich auf der Baustelle zu bewegen und alles zu überprüfen (Ziff. 6.1). Die Kontrollen sollen zwar unangekündigt, jedoch nicht heimlich vorgenommen werden. Das heisst, die Kontrollen müssen jeweils im Beisein der örtlichen Bauleitung (Ziff. 6.2) stattfinden. So können kleine Mängel auch gleich besprochen und einfach korrigiert werden. 
Ablauf, Häufigkeit und Inhalt der Kontrollen sind gemäss Ziff. 6.3 direkt dem bereinigten Kontrollprogramm (vgl. Ziff. 4 hiervor) zu entnehmen. Weil der Kanton die Kontrollen im Auftrag der Leitbehörde vornimmt, soll er diese auch immer über das Resultat der Kontrollen informieren - und dies nicht nur, wenn Mängel festgestellt werden (Ziff. 6.4), sondern auch dann, wenn alles in Ordnung ist. 
Vorgehen bei Mängeln (Ziff. 7) 
Ziff. 7 definiert das Vorgehen bei mangelhafter Einhaltung des Umweltrechts und der in der Plangenehmigungsverfügung angeordneten Auflagen und Massnahmen zum Schutz der Umwelt auf der betreffenden Baustelle (Ziff. 7.1). 
Wenn immer möglich sollen Beanstandungen in einem einfachen Verfahren direkt vor Ort erledigt werden: Die kantonale Fachstelle weist die örtliche Bauleitung auf einen Mangel hin; diese erledigt ihn selbständig und informiert danach die Fachstelle (Ziff. 7.3). Falls eine Nachkontrolle nötig ist, wird diese von der kantonalen Fachstelle angeordnet und durchgeführt.
Die Leitbehörde überträgt dem Kanton jedoch keine Kompetenzen für Verfügungen. Stellt der Kanton einen Mangel fest, bei dem formelle Vollzugshandlungen nötig sind, informiert er deshalb sofort die Leitbehörde und schlägt ihr geeignete Massnahmen vor (Ziff. 7.2). Die Leitbehörde muss dann rasch die nötigen Massnahmen anordnen. Sie kann dabei gegebenenfalls das BAFU einbeziehen. Selbstverständlich entscheidet die Leitbehörde selbst, ob sie die vom Kanton vorgeschlagenen Massnahmen umsetzt – oder andere Massnahmen, die sie für angemessener oder geeigneter hält. 
Es gibt folgende Ausnahme von diesem Vorgehen (Ziff. 7.4): Wenn ein Kanton feststellt, dass Gefahr im Verzug ist (wenn es also darum geht, unmittelbar drohende oder bereits eingetretene erhebliche Umweltbelastungen zu verhindern, zu vermindern oder zu beheben), muss er nicht zuerst Anträge an die Leitbehörde stellen, sondern kann (bzw. muss) selber handeln und dabei wenn nötig auch Verfügungen (bspw. einen sofortigen Baustopp) erlassen. Selbstverständlich muss der Kanton in einem solchen Fall sofort auch die Leitbehörde informieren (Ziff. 7.5 Bst. c). 
Unabhängig von der Vereinbarung bleibt die Kompetenz (oder je nach kantonalem Strafprozessrecht sogar die Verpflichtung) der kantonalen Behörden, bei gravierenden Verstössen gegen die Gesetzgebung Strafanzeige gegen die Verantwortlichen zu erstatten. Unabdingbar ist einem solchen Fall jedoch, dass der Kanton das Vorgehen mit der zuständigen Leitbehörde abspricht. 
Umweltbauabnahme (Ziff. 8)

Die Umweltbauabnahme ist mittlerweile bei grösseren Projekten Standard. Sie beinhaltet die Abnahme der Umweltschutzmassnahmen durch die Bewilligungsbehörde und findet bei Abschluss der Realisierungsphase statt (in der Regel zusammen mit der Bauabnahme) oder bei Abschluss der Erfolgskontrolle, falls die Wirkung zum Zeitpunkt der Bauabnahme nicht abschliessend zu beurteilen war. Sie entlässt die Bauherrschaft aus der Pflicht gegenüber der Behörde. Wichtig ist, dass der Kanton zur Umweltbauabnahme eingeladen wird (Ziff. 8.1) und dass dieser im Vorfeld Bericht erstattet über die durchgeführten Kontrollen (Ziff. 8.2).
Kosten (Ziff. 9) 
Grundsätzlich ist die Leitbehörde für die umweltrechtliche Baustellenkontrolle verantwortlich. Sie erstattet dem Kanton deshalb gemäss Ziff. 9.1. die Kosten der Kontrolle. Entschädigt werden aber nur die in der Vereinbarung festgelegten Kontrollaufwände. Die Praxis des ASTRA besteht darin, die anrechenbaren Leistungen in einem speziellen Anhang zur Vereinbarung aufzulisten. Danach sind in der Regel Leistungen anrechenbar für die im Anhang zur Vereinbarung aufgelisteten Teilnahmen an (objektbezogenen) Umweltabnahmen sowie an Kontrollen, bei welchen die Fachstellen in Absprache mit dem ASTRA/UBB oder aufgrund von Reklamationen, spezifischen Ereignissen oder Einwirkungen auf Umweltgüter des Kantons teilnehmen, sowie für die fachliche Beratung, Begleitung und Begehungen. Zukünftig kann auf diese spezielle Auflistung der Einfachheit halber zu Gunsten einer Ergänzung des Kontrollprogramms verzichtet werden (vgl. Ziff. 4. hiervor).
Basis der Entschädigung bildet das bereinigte Kontrollprogramm. Es enthält nebst den Kontrollaufgaben jeweils auch eine Schätzung des gesamten behördlichen Kontrollaufwands. In der Vereinbarung ist der auf den Kanton entfallende Aufwand in Stunden zu beziffern (Ziff. 9.2). Dieser Aufwand ist vom Kanton entsprechend dem aktuellen KBOB-Zeitmitteltarif zu verrechnen. Aufgrund der Tatsache, dass der Kanton nicht in Konkurrenz offeriert, und weil Bund und Kanton einander zur gegenseitigen Rücksichtnahme verpflichtet sind (Art. 44 Abs. 2 BV), wird der KBOB-Zeitmitteltarif um 10% reduziert. 
Es empfiehlt sich, auf der Basis der Gesamtkosten des Kantons ein Kostendach zu vereinbaren (Ziff. 9.3). Dieses enthält idealerweise eine gewisse Reserve, darf aber nur in begründeten Fällen und nur im Einvernehmen mit der zuständigen Leitbehörde überschritten werden. Wenn – z.B. infolge nicht vorhersehbarer Umstände – abzusehen ist, dass die Kosten höher werden, muss sich der Kanton rechtzeitig bei der Leitbehörde melden und eine Erhöhung des Kostenlimits beantragen. 
Die zuständige Leitbehörde zahlt dem Kanton die angefallenen Kontrollkosten gestützt auf eine Abrechnung aus (Ziff. 9.5).

Ziff. 9.6 hält im Sinne des einfachen Ablaufs fest, dass der Kanton gewisse Kosten direkt bei den Verantwortlichen für die Baustelle geltend machen kann: Es geht um die Kosten von Nachkontrollen nach wesentlichen Mängeln und um die Kosten für Sofortmassnahmen. Für diese Kosten soll der Kanton den Verantwortlichen zuerst eine einfache Rechnung stellen können. Wenn diese aber nicht bezahlt wird, kann der Kanton die Kosten nicht mit einer Verfügung durchsetzen. Er muss sich dann an seinen Auftraggeber (die Leitbehörde) halten und dieses kann eine Verfügung erlassen, falls es die Kosten auch nicht auf gütlichem Weg zurückerhält. Zahlungen an den Kanton in diesem Zusammenhang sind nicht vom Kostendach erfasst.
Inkrafttreten und Kündigungsfrist (Ziff. 14)

Die Vereinbarung ist grundsätzlich vor Abschluss des Plangenehmigungsverfahrens auszuhandeln und zu unterzeichnen. Sie gilt bis zum Abschluss der vereinbarten Kontrolltätigkeiten (Ziff. 14.2).
Mustervereinbarung

verabschiedet am … von
	Eidgenössisches Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie
und Kommunikation UVEK
	Schweizerische Bau-, 
Planungs- und 
Umweltdirektorenkonferenz BPUK


Vereinbarung

zwischen 

[dem Bundesamt …]

und 

dem Kanton … (vertreten durch …)

betreffend

die Übertragung des Vollzugs von Umweltrecht
auf Bundesbaustellen 
(umweltrechtliche Baustellenkontrollen)

vom ……..

1 Gegenstand der Vereinbarung

1.1
Mit dieser Vereinbarung legen das [Bundesamt für … (in der Folge Bundesamt)] und der Kanton … gemeinsam fest, dass die kantonalen Umweltfachstellen die hoheitliche umweltrechtliche Kontrolle auf einer Bundesbaustelle durchführen. Sie regeln zudem, wie die Kontrolle organisiert ist, was dabei zu beachten ist, nach welchen Verfahrensgrundsätzen vorgegangen wird und wie der Kanton dafür entschädigt wird.

1.2
Diese Vereinbarung gilt für die Baustelle ... 


1.3
Als umweltrechtliche Kontrolle im Rahmen der vorliegenden Vereinbarung gilt die hoheitliche Kontrolle darüber, ob das geltende Umweltrecht des Bundes und die von den Bundesbehörden in der Plangenehmigungsverfügung angeordneten Auflagen und Massnahmen zum Schutz der Umwelt auf der Baustelle eingehalten werden.

1.4
Nicht Gegenstand dieser Vereinbarung sind folgende Tätigkeiten:

· die unentgeltliche Beratung der Behörden und Privaten (z. B. Bauherrschaft oder Umweltbaubegleitung [UBB]) durch die kantonalen Umweltfachstellen im Rahmen von Art. 10e Abs. 3 Satz 1 USG; d.h. diese sind grundsätzlich gehalten, den Bauherrschaften und der UBB einfache Auskünfte, bspw. per Telefon oder E-Mail, gratis zu erteilen, 
· die Stellungnahmen des Kantons im Rahmen der Beurteilung des Umweltverträglichkeitsberichts bei UVP-pflichtigen Bundesprojekten und der Anhörung des Kantons im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens,

· die Aufgaben der UBB.  

2 Grundlagen


Grundlagen dieser Vereinbarung bilden:

· der Standardprozess zu den umweltrechtlichen Kontrollen auf Bundesbaustellen vom ...,

· das Projekt ... vom ... (Stand: öffentliche Auflage),

· das Kontrollprogramm zum Projekt ... vom ... (siehe Anhang 1),
· der Antrag des [Bundesamts / Kantons] auf Übertragung des Vollzugs von Umweltrecht an kantonale Behörden vom ...

3 Übertragung
 der umweltrechtlichen Baustellenkontrollen

3.1
Das Bundesamt überträgt gestützt auf Artikel 43 des Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01), Artikel 49 Absatz 3 des Gewässerschutzgesetzes (GSchG; SR 814.20) und Artikel 50a des Waldgesetzes (SR 921.0) die umweltrechtlichen Baustellenkontrollen gemäss Kontrollprogramm vom ... dem Kanton ….

3.2
Das Bundesamt stellt dem Kanton alle Unterlagen zu, die für die Baustellenkontrolle von Bedeutung sind.

3.3
Das Bundesamt behält sich eigene Stichprobenkontrollen auf der betreffenden Baustelle sowie allfäl​lige Verfügungen und Strafanzeigen gegen die Bauherrschaft oder die von dieser be​auftragten Unternehmungen vor. Es informiert den Kanton über entsprechende Schritte
. 

4 Aufgaben des Kantons

4.1
Basis der umweltrechtlichen Baustellenkontrollen bildet das Kontrollprogramm vom ....

4.2
Der Kanton führt die im Kontrollprogramm vorgesehenen hoheitlichen umweltrechtlichen Baustellenkontrollen durch. 

4.3
Soweit Ermessen besteht, übt es der Kanton auf Bundesbaustellen in gleicher Art aus wie auf anderen Baustellen.

4.4
Er setzt für seine Aufgaben qualifiziertes Personal ein und weist dieses auf die in dieser Vereinbarung geregelten Aspekte hin. Der Kanton darf einzelne Kontrollaufgaben nach Rücksprache mit der Leitbehörde an Umweltfachbüros oder Gemeinden weiterdelegieren, wenn er selbst nicht über die notwendigen zeitlichen oder fachlichen Kapazitäten verfügt. 

4.5
Der Kanton sichert dem Bundesamt zu, bei der Ausübung seiner hoheitlichen Aufgaben nach dieser Vereinbarung die nötige Unabhängigkeit sicherzustellen. Diese Zusicherung gilt insbesondere auch für den Fall, dass der Kanton mit bestimmten im Rahmen der Anhörung gestellten Anträgen zu Umweltaspekten nicht durchgedrungen ist oder während der öffentlichen Auflage aus umweltrechtlichen Gründen Einsprache eingereicht hat.

5 Organisation

5.1
Ansprechpartner für alle Fragen, die mit dieser Vereinbarung zusammenhängen, ist 
beim Bundesamt:
… 
beim Kanton:
…

5.2
Der Kanton setzt für seine Aufgaben die folgenden Fachstellen ein:

· Federführende Fachstelle
…
· Gewässerschutz:
…
· Luftreinhaltung:
…
· Abfall:
…
· Natur- und Landschaftsschutz:
…
· Bodenschutz:
…
· …
5.3
Der Kanton sorgt dafür, dass die Tätigkeiten durch die verschiedenen Fachstellen koordiniert erfolgen.

6 Durchführung der Baustellenkontrollen

6.1
Dem Kanton wird das Recht zur Begehung und Besichtigung der Baustelle im Namen des Bundesamts übertragen. 

6.2
Die Kontrollen finden in der Regel mit Begleitung der UBB und in Anwesenheit der Verantwortlichen auf der Baustelle (örtliche Bauleitung) statt. 

6.3
Ablauf, Häufigkeit und Inhalt der Kontrollen ergeben sich aus dem Kontrollprogramm vom .... 

6.4
Der Kanton informiert das Bundesamt und die Verantwortlichen der Baustelle (örtliche Bauleitung / Oberbauleitung) in geeigneter Form über die Resultate der Kontrollen. Er bewahrt die Ergebnisse der Kontrollen mindestens bis zur Ab​nahme des Bauwerkes auf. 

6.5
Das Bundesamt kann von sich aus oder auf Begehren eines Beteiligten als Beobachter an den Baustellenkontrollen teilnehmen. 

7 Vorgehen bei Mängeln
 

7.1
Als Mängel im Sinn dieser Vereinbarung gelten Mängel bei der Einhaltung des geltenden Umweltrechts des Bundes und der in der Plangenehmigungsverfügung angeordneten Auflagen und Massnahmen zum Schutz der Umwelt auf der betreffenden Baustelle. 
7.2
Stellt der Kanton Mängel fest, deren Behebung mit formellen Vollzugshandlungen sichergestellt werden muss, informiert er umgehend das Bundesamt und schlägt diesem geeignete Massnahmen vor. Das Bundesamt ordnet die nötigen Massnahmen ohne Verzug an.
7.3
Bei allen übrigen Mängeln setzt der Kanton den Verantwortlichen der Baustelle eine angemessene Frist zur Behebung. Er legt fest, ob eine Nachkontrolle notwendig ist oder die Behebung der Mängel bloss zu melden ist. 
7.4
Vorbehalten bleibt die Kompetenz des Kantons, Sofortmassnahmen anzuordnen, die nötig sind, um unmittelbar drohende oder bereits eingetretene erhebliche Umweltbelastungen zu verhindern, zu vermindern oder zu beheben.

7.5
Der Kanton informiert umgehend das Bundesamt, wenn:
· die Verantwortlichen der Baustelle die Kontrolle verweigern, 

· die Verantwortlichen der Baustelle beanstandete Mängel nicht innerhalb der gesetzten Frist beheben, 

· auf der Baustelle Mängel festgestellt werden, die Sofortmassnahmen oder Strafanzeigen nötig machen. 

Das Bundesamt ordnet die nötigen Massnahmen ohne Verzug an.

8 Umweltbauabnahme

8.1
Führt das Bundesamt eine Umweltbauabnahme durch, lädt es den Kanton dazu ein. 

8.2
Vor der Umweltbauabnahme erstattet der Kanton Bericht über die durchgeführten Kontrollen und allfällige festgestellte Mängel.

9 Kosten

9.1
Das Bundesamt erstattet dem Kanton die Kosten der umweltrechtlichen Baustellenkontrolle im Rahmen dieser Vereinbarung. 

9.2
Der Kanton wird nach Aufwand zum KBOB-Zeitmitteltarif von CHF 162.–/h (Stand: 2016) abzgl. 10%, also zu CHF 145.80/h, entschädigt. Gemäss Kontrollprogramm ist mit einem Kontrollaufwand für den Kanton von ... h zu rechnen.

9.3
Es wird ein Kostendach von CHF … vereinbart. Dieses Kostendach darf nur überschritten werden, nachdem das Bundesamt der Überschreitung gestützt auf einen begründeten Antrag des Kantons zugestimmt hat. Vorbehalten ist Ziff. 9.6 dieser Vereinbarung.

9.4
Der Kanton ist gestützt auf Art. 18 Abs. 2 Bst. l MWSTG nicht mehrwertsteuerpflichtig (Beiträge für hoheitliche Tätigkeiten).

9.5
Die Auszahlung der Entschädigung erfolgt …. (z.B. vierteljährlich gestützt auf eine Abrechnung des Kantons).

9.6
Die kantonalen Fachstellen können den Aufwand für notwendige Nachkontrollen (nach Ziff. 7.2 dieser Vereinbarung) sowie für die Anordnung von Sofortmassnahmen (nach Ziff. 7.4) direkt bei den Verantwortlichen für die Baustelle geltend machen. Bezahlen die Verantwortlichen die Gebühr nicht, so kann der Kanton sie beim Bundesamt einverlangen. Dieses erlässt allenfalls gegenüber den Verantwortlichen eine Verfü​gung über die Rückerstattung.

10 Auskunftspflicht, Datenschutz und Amtsgeheimnis

10.1
Die kantonalen Fachstellen können die für die Baustellenkontrollen nötigen Daten bei den Verantwortlichen der Baustelle und den auf der Baustelle tätigen Betrieben selbständig erheben. Weigern sich die Betroffenen, die verlangten Auskünfte zu erteilen, informiert der Kanton das Bundesamt.

10.2
Die kantonalen Fachstellen dürfen die Daten der kontrollierten Baustelle nur für Kontroll​zwecke nach dieser Vereinbarung erheben und bearbeiten. Sie dürfen diese Daten nur mit Zustimmung des Bundesamtes weitergeben oder veröffentlichen.

11 Integritätsklausel


Der Kanton verpflichtet sich, alle erforderlichen Massnahmen zur Vermeidung von Kor​ruption zu ergreifen, so dass insbesondere keine Zuwendungen oder andere Vorteile angeboten oder angenommen werden. 

12 Streitigkeiten


Beide Parteien bemühen sich, Streitigkeiten im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung gütlich zu erledigen.

13 Anpassungen


Anpassungen dieser Vereinbarung sind nur in schriftlicher Form gültig. Dies betrifft insbesondere auch Anpassungen des Kontrollprogramms in Folge von Projektänderungen.

14 Inkrafttreten und Kündigungsfrist

15.1
Diese Vereinbarung tritt mit beidseitiger Unterschrift in Kraft. Sie gilt unter der Suspensivbedingung, dass die Plangenehmigungsverfügung für das Projekt ... in Rechtskraft erwächst.

15.2
Sie gilt bis zum Abschluss der Kontrolltätigkeiten.

15.3
Sie kann von jeder Partei jederzeit unter Einhaltung einer 3-monatigen Frist gekündigt werden. In diesem Fall fällt die Zuständigkeit für die im Kontrollprogramm vorgesehenen Kontrollaufgaben an das Bundesamt zurück.

15 Information der Bauherrschaft


Das Bundesamt setzt die Bauherrschaft über diese Vereinbarung in Kenntnis.

16 Ausfertigungen und Unterschriften


Diese Vereinbarung wird in zwei Exemplaren unterzeichnet. Je eines ist für die beiden Parteien bestimmt. 
	[Bundesamt für…]
…………………
	Kanton …

vertreten durch …

………………..


Anhang 1: Kontrollprogramm vom ...

� Praxis des ASTRA ist es, hier von der Mitarbeit bei der Durchführung der hoheitlichen umweltrechtlichen Kontrollen auf einer Bundesbaustelle zu sprechen.


� Praxis des ASTRA ist es, unter dieser Ziffer die Mitarbeit bei der Durchführung der hoheitlichen umweltrechtlichen Kontrollen auf einer Bundesbaustelle zu regeln.


� Praxis des ASTRA ist es, hier festzuhalten, dass die Zuständigkeit für den Umweltrechtsvollzug, insbesondere für die umweltrechtlichen Baustellenkontrollen, beim Bundesamt bleibt.


� Gemäss Praxis des ASTRA betreffen die unter dieser Ziffer geregelten Aufgaben mit Ausnahme von Ziffer 7.5 das Bundesamt und nicht den Kanton.
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